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Nachbarschaftshilfe in Brüssel /í Lehrplan: 

Italien, Deutschland, Frankreich un d Osterreich setzen sich für di e Bilateralen ein 
Drohung 
wirkt 

Von den bilateralen Vertrãgen 
profitieren innerhalb d er EU 
die N achbarn d er Schweiz 
am meisten. Das hilft Bern im 
Poker um die Zuwanderung. 
Stefan Bühler 

Zur Not setzt der Bundesrat die 
Masseneinwanderungsinitiative 
rnit einer einseitigen Schutzklau
sel um, ohne Einverstãndnis der 
EU. Das hat er vor einer Woche 
entschieden. Dabei nimmt er in 
letzter Konsequenz den Wegfall 
der bilateralen Vertrãge mit der 
EU in Kauf. Viellieber wãre ihm 
aber eine einvernehmliche Lõ
sung mit Brüssel. O b di ese gefun
den wird, istjedoch offen. 

Sicher ist hingegen, das s au eh 
die Nachbarstaaten der Schweiz 
am Fortbestand der Bilateralen 
interessiert sind. Das zeigen 
Stellungnalunen der Botschaften 
ósterreichs, Frankreichs und 
Deutschlands. Und dies betont 
der neue italienischen Botschaf
ter in Bern, Marco Del Panta Ri
dolfi, im Gesprãch: «Für Italien ist 
es sehr wichtig, dass die Schweiz 
als Land im Herzen Europas wei
terhin an wichtigen Bereichen 
des EU-Binnenmarkts sowie an 
den Abkommen von Schengen 
und Dublin beteiligt ist», sagt er, 
«dass also di e bilateralen Vertrãge 
erhalten bleiben.» 

Schweiz als Bindeglied 
Man werfe einen Blick auf die 
Landkarte, fordert d er Botschaf
ter: «Unsere Beziehungen zu Eu
ropa finden hauptsãchlich durch 
die Schweiz statt.» Er verweist 
auf den Gotthardbasistunnel: 
«Dieses riesige Bauwerk, das die 
Schweiz realisiert, ist für uns 
enorm wichtig.» Der Hafen von 
Genua werde durch den An
schluss an die Nord-Süd-Achse 
der europãischen Güterbalm, de
ren Herzstück die neuen Schwei
zer Alpentunnel darstellten, 
«sehr stark profitieren». Entspre
chend «steht der Termin der offi
ziellen Gotthard-Erõffnung am l. 
Juni in der Agenda von Minister
prãsident Matteo Renzi». 

Auch Deutschland hat la u t Bot
schafter Otto Lampe «grosses In
teresse am Fortbestand der Bila
teralen». Allein der Handelsaus
tausch rnit Baden-Württemberg 
liege etwa auf gleicher Hõhe wie 
der zwischen der Schweiz und 
den USA. «Es wãre daher sehr 
schade, wenn di ese für bei de Sei
ten so lohnende un d erfolgreiche 
Zusammenarbeit beeintrãchtigt 
werden würde.» Für die rund 
60 000 deutschen Grenzgãnger 
sei der «uneingeschrãnkte Fort
bestand der Personenfreizügig
keit- ungeachtet d er gegenwãrtig 

Testfahrt: Für die EU und besonders für ltalien ist der neue Gotthardbasistunnel von grosser Bedeutung. (31. Oktober 2015) 

günstigen Lage auf dem deut
schen Arbeitsmarkt - sehr wich
tig», sagtLampe. 

Für ósterreich wãre ein Weg
fall der bilateralen Vertrãge «sehr 
bedauerlich», teilt die Botschaft 
rnit. Wirtschaftliche Beziehungen 
würden bürokratischer un d kost
spieliger, menschliche Kontakte 
erschwert. Insbesondere für 
Klein- und Mittelbetriebe sei je
der zusãtzliche administrative 

Bilaterale 

Aufwand ein Wettbewerbsnach
teil: «Dies gilt gleichermassen für 
Betriebe aus der Schweiz wie aus 
ósterreich.» Entsprechend wür
den sowohl die Schweiz als auch 
die EU «und dabei insbesondere 
di e Nachbarstaaten» unter einem 
Wegfall stark lei d en. 

Di e franzõsische Botschaft ver
weist auf die engen wirtschaftli
chen Beziehungen und die rund 
150 000 Grenzgãnger: «Offen-

sichtlich sind die bilateralen Ver
trãge von grosser Bedeutung.» 

Für gemeinsame Lõsung 
Das Interesse an geregelten Bezie
hungen der Schweiz rnit d er EU ist 
also rundum gegeben. Doch was 
heisst das für di e Gesprãche Berns 
mit Briissel über eine einver
nehrnliche Lõsung bei der Umset
zung d er Masseneinwanderungs
initiative? Di e Botschafter der EU-

Gefahr von Grünen un d Bauern 
So direkt wie die Massenein
wanderungsinitiative tun si e es 
zwar nicht. Doch nach diesem 
Begehren der SVP stehen bereits 
di e nãchsten Volksinitiativen an, 
di e rnit bilateralen Vertrãgen zu 
kollidieren drohen. Und dieses 
Mal kommt di e Gefahr von links 
und aus den Reihen d er Bauern. 
Mit ihrer Fair-Food-Initiative 
wollen die Griinen sicherstellen, 
dass irnportierte Landwirt
schaftsprodukte umweltfreund
lich, ressourcenschonend und 
fair produziert werden. Aus 
Sicht des Bundes verletzt dies 
das Agrarabkommen, das di e 
Schweiz un d di e EU als Teil der 

Bilateralen I abgeschlossen 
haben. Darin ist vereinbart, das 
Recht gegenseitig so anzuglei
chen, dass Handelshemmnisse 
elirniniert werden kõnnen. 
«Wenn die Schweiz die Anfor
derungen an Lebensrnittel nun 
einseitig erhõht, wird dieses 
Grundprinzip infrage gestellt», 
teilt das Bundesamt für Lebens
rnittelsicherheit auf Anfrage rnit. 
Probleme sin d sodann bei der 
Initiative für Ernãhrungssouve
rãnitãt zu erwarten, welche die 
Bauerngewerkschaft Uniterre 
Ende Mãrz einreichen will. Sie 
verlangt die Fõrderung einer 
einheirnischen, bãuerlichen 

Landwirtschaft, unter anderem 
rnit Zõllen, Kontingenten un d 
Einfuhrverboten für Lebensrnit
tel rnit tieferen Standards. Das 
Abkommen rnit der EU sieht 
demgegenüber etwa Freihandel 
beirn Kãse vor. Di e Initianten 
halten in beiden Fãllen dagegen, 
es bestehe kein europapoliti
scher Konflikt. Die jeweiligen 
Texte bõten genug Spielraum, 
um die Anliegen vertragskon
form auszulegen. Dazu gehõrt 
für die Griinen auch, dass inter
national anerkannte Umwelt
und Sozialstandards für irnpor
tierte sowie inlãndische Pro
dukte gelten sollen. ( dli.) 

Mitgliedsstaaten sind diese Wo
che bei einem Treffen in Bern 
übereingekommen, die Beschlüs
se des Bundesrats von letzter Wo
che inhaltlich nicht zu kommen
tieren. Die Gesandten der Nach
barstaaten lassen trotzdem 
durchblicken, dass ihre Regierun
gen bei der EU-Komrnission auf 
eine solche Lõsung hinwirken. So 
erklãrt etwa Del Panta Ridolfi: 
«I tali en hat schon bisher di e Kon
sultationen zwischen Bern und 
Briissel unterstützt un d wird dies 
auchinZukunfttun.» Italiens Ver
treter in Briissel habe Anweisung, 
«di ese Gesprãche wo mõglich zu 
erleichtern». Eine einvernehmli
che Lõsung <<Wãre beidseitig von 
Vorteil», sagt Del Panta Ridolfi. 

Auch ósterreich wird sich wei
terhin «irn Ralunen der zustãndi
gen Arbeitsgruppe des EU-Rats
wie au eh in bilateralen Kontakten 
- für eine Lõsung rnit unserem so 
wichtigen Nachbarn Schweiz 
einsetzen», wie es in der Stellung
nahme der Botschaft heisst. 
Zuriickhaltend formuliert es der 
deutsche Botschafter: «Findet 
sich in den Konsultationen zwi
schen d er Schweiz un d d er EU ein 
für alle Beteiligten gangbarer Weg 
zur Umsetzung der Massenein
wanderungsinitiative, würde sich 
Deutschland dafür einsetzen, 
dass diese Gesprãche zu einem 
guten Ende geführt werden kon
nen», sagt Otto Lampe. 

Classe politiqLle GSoA IUacht IUobil 
Jeannine Pilloud, Fahrplanerin, 
vermittelt neuerdings auch Zeit
reisen. Als Dank für die Treue 
verschickte di e Chefin für d en 
Personenverkehr bei d en SBB 
an Tausende von GA-Besitzern 
stark verbilligte Mitfahrkarten. 
Die Crux: Die Gutscheine waren 
nur bis zum 2. Mãrz 2016 gültig. 
Und als sie diese Woche nu n bei 
d en Kunden ankamen, war sicher 
auch d er Zug mit der grõssten 
Verspãtung an diesem Tag 
schon abgefahren. 

Alain Berset,Sozialer, findet 
sich plõtzlich beim Dinnerfor 
One. Der lnnenminister lãdt von 
Zeit zu Zeit die Parlamentarier 
eines Kantons zum informellen 
Schmaus ei n, in d er laufenden 
Session nu n j ene aus d er Waadt. 

Doch von d er immerhin 20-kõp· 
figen Deputation fanden gerade 
einmal d re i Gewãhlte Zeit für 
Berset, darunter kein einziger 
seiner Genossen. Das laue lnter
esse bewog den Bundesrat nun 
dazu, die Übung abzublasen, mit 
d em Vermerk, erwerde mit den 
d re i l nteressierten persõnlich 
Kontakt aufnehmen. Ma n merke: 
Macht macht einsam, dafür 
bleibt mehr zum Essen. 

Alain 
Berset 

Jeannine 
Pilloud 

Die Gruppe für eine Schweiz 
ohne Armee will ein ganzes 
Paket an Volksinitiativen auf 
nationaler, kantonaler und 
kommunaler Ebene lancieren. 
And.reas Schmid 

Wenn es nach d er Gruppe für eine 
Schweiz ohne Armee (GSoA) geht, 
sollen õffentlichrechtliche Pen
sionskassen, die Nationalbank so
wie die Grossbanken kein Geld 
mehr in Rüstungsfirmen anlegen 
dürfen, die Atomwaffen und 
Streumunition produzieren. 

Mit Volksinitiativen will die 
GSoA dieses Ziel erreichen. Ihrer 
Vollversammlung vom 9.April 
wird gleich ein Bündel von Be
gehren vorgelegt. Die Mitglieder 
kõnnen über d en Vorschlag befin
den, in mehreren grossen Stãdten 

wie Bern, Basel und Zürich Initia
tiven zu lancieren, di e es d en Pen
sionskassen der stãdtischen An
gestellten verbieten würden, Gel
der in Hersteller von geãchteten 
Waffen zu investieren. GSoA-Se
kretãr Lewin Lempert sagt, paral
lel dazu sei en kantonale Volksbe
gehren geplant, die gleiche Be
stimmungen auch für die Pen
sionskassen der Kantonsange
stellten anstrebten. 

Sind die Unterschriftensamm
lungen für diese Initiativen im 
Gang, will die GSoA zusãtzlich 
mit einem nationalen Volksbe
gehren aufwarten. Dieses sieht 
vor, der Nationalbank sowie den 
Schweizer Grossbanken Beteili
gungen an Rüstungsunterneh
men zu untersagen, die rnit Atom
waffen und Streumunition ge
schaften. «Die eidgenõssische 

Volksinitiative wird allerdings 
nicht sogleich lanciert», sagt 
Lempert. Die GSoA wolle darnit 
noch einige Mo na te zuwarten, bis 
die Unterschriftensammlungen 
für die kommunalen und kanto
nalen Begehren etwas fortge
schritten seien. Trotzdem sucht 
die friedenspolitische Organisa
tian in einem Inserat bereits je
manden im Teilzeitpensum für 
di e nati onal e Kampagne. 

Mit ihrer Offensive will die 
GSoA ihrer Kritik an d er Investi
tionspolitik der Banken Nach
druck verleihen. Bereits in der 
Vergangenheit war die Organisa
tian mehrfach an die óffentlich
keit gelangt, weil vor allem Natio
nalbank sowie UBS und Credit 
Suisse weiterhin rnit hohen Betrã
gen an umstrittenen Rüstungsfir
men in den USA beteiligt sin d. 

Im Zürcher Streit um den 
Lehrplan 21 kommt e s zu 
Krisengesprãchen. Man will 
die Lehrer ni eh t in die Arme 
der Lehrplangegner treiben. 
RenéDonzé 
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Anfang Woche hat der Zürcher 
Lehrerverband (ZLV) bekanntge
geben, dass er sich aus den Ar
beitsgruppen zum Lehrplan 21 
zurückzieht. Auslõser für di e Pro
testaktion war ein Streit um die 
Lektionentafel, die bestirnmt, 
welchem Schulfach wie viel Zeit 
eingerãumt wird. «Ausgerechnet 
j ene Variante, die wir Lehrer ab
lehnen, wurde zur Weiterbearbei
tung ausgewãhlt», sagtZLV-Prãsi
dentin Lilo Lãtzsch. «Wir wollen 
nicht Dekoration in Arbeitsgrup
pen sein, deren Empfehlungen 
einfach übergangen werden.» 
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Der Rückzug der Lehrer hat 
hinter d en Kulissen Hektik ausge
lõst. «Der Bildungsrat kennt die 
Anliegen der Lehrpersonen und 
wird sich in Kürze nochmals rnit 
diesen an einer ausserordentli
chen Sitzung auseinanderset
zen», teilt die Bildungsdirektion 
auf Anfrage rnit. Die zustãndige 
Regierungsrãtin Silvia Steiner 
(cvp.), die auch den Bildungsrat 
prãsidiert, will si eh zudem in d en 
nãchsten Tagen rnit den Lehrern 
zusammensetzen. «Es ist mir 
wichtig, die Anliegen der Lehrer
schaft genaustens zu prüfen un d 
ernst zu nehmem>, sagt Steiner. 

Sie zeigt sich nicht von unge
fãhr dialogbereit. Sollte sich der 
ZLV definitiv zuriickziehen, ver
leiht das der Initiative «Lehrplan 
vors Volk» der Lehrplan-Kritiker 
Auftrieb. «Wenn der Bildungsrat 
di e Anliegen der Lehrer nicht be
rücksichtigt, ba u t er zusãtzlichen 

Silvia Steiner 

Die CVP·Politikerin ist seit 
einem Jahr Bildungsdirektorin 
des Kantons Zürich, sie 
prãsidiert d en Bildungsrat. 

Widerstand auf», sagt Moritz 
Spillmann (sp.), Prãsident der 
kantonsrãtlichen Bildungskom
rnission. «Darnit schafft er neue 
Gegner des Lehrplans.» 

Spillmann sieht das Projekt 
au eh gefãhrdet, weil rnit d er n un 
in der Bildungsdirektion favori
sierten Variante der Handarbeits
unterricht in der Primarschule ab
gebaut würde - ein politisch heis
ses Eisen, das im Kanton Zürich 
schon einmal angefasst wurde 
und zu einer erfolgreichen Initia
tive führte. Seither ist die Hand
arbeitslektionenzahl irn Volks
schulgesetz festgeschrieben. Der 
Abbau brauchte also eine Geset
zesãnderung. «Das ist eine wei
tere Angriffsflãche gegen den 
Lehrplan», sagt Spillmann. 

Di e Lehrplangegner, angeführt 
von Kantonsrãtin Anita Borer 
(svp.), sehen sich durch den Streit 
zwischen Lehrern und Bildungs
direktion in ihrem Anliegen be
stãtigt. «Das zeigt, dass es ein Mit
spracherecht der Stirnrnbürger 
braucht», sagt Borer. Sie will auf 
d en ZLV zugehen: «Eine offizielle 
Unterstützung des Verbands für 
unsere Initiative wãre schõn.» Für 
ZLV-Prãsidentin Lilo Lãtzsch 
kommt solcherlei no eh nicht in
frage. «Wir stehen nach wie vor 
hinter dem Lehrplan», sagt sie. 
Sie hofft auf eine Einigung rnit d er 
Bildungsdirektorinirn Lektionen
streit. Scheitern die Gespr~ch/ 
aber, dann wãre «alles offen»/ 
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